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Rahmenbedingungen für 
Elektrolyseure verbessern

Insbesondere zur Gewährleistung von Flexibilitäten in der 
Stromversorgung und zur Dekarbonisierung von Sektoren, in 
denen eine Direktelektrifizierung nur schwer möglich ist, spielt 
Wasserstoff im künftigen Energiesystem eine bedeutende Rolle. 
Neben dem Import soll der künftig erhebliche Bedarf an Wasser-
stoff auch durch die nationale Erzeugung gedeckt werden. Der 
Koalitionsvertrag strebt daher an, eine Elektrolysekapazität von 
rund 10 Gigawatt (GW) im Jahr 2030 zu erreichen.1 Eine Markt-
umfrage des Deutschen Wasserstoff- und Brennstoffzellen-Ver-
bands hat ergeben, dass bis 2030 sogar eine Lieferkapazität von 
27,8 GW pro Jahr möglich ist.2 Die Produktion der Anlagen stellt 
damit kein Hemmnis für die Zielerreichung dar. 

Am 05.  April 2022 hat die EU-Kommission einen Entwurf3 für 
eine Revision der IE-RL veröffentlicht. Diese Richtlinie4 ist von 
Bedeutung hinsichtlich der Frage, welche Genehmigungserfor-
dernisse und Pflichten Betreiber:innen von Wasserstofferzeu-
gungsanlagen erfüllen müssen. Sie wird auf nationaler Ebene 
insbesondere durch das Bundes-Immissionsschutzgesetz und 
die auf Grundlage dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnun-
gen, bspw. die Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-
gen (4. BImSchV), umgesetzt.5 Die Richtlinie dient insgesamt der 
integrierten Vermeidung oder Verminderung der Umweltver-
schmutzung durch bestimmte Tätigkeiten (Art. 1 IE-RL). Hierzu 
werden für bestimmte, in Anhang  I IE-RL aufgelistete Anlagen 

Anforderungen festgesetzt. Zu diesen Anforderungen zählt eine 
Genehmigungspflicht (Art.  4 IE-RL), wobei die IE-RL eine Öf-
fentlichkeitsbeteiligung bei den Genehmigungsverfahren vor-
sieht (Art. 24 in Verbindung mit Anhang IV IE-RL). Des Weiteren 
werden Grundpflichten der Betreiber:innen geregelt, wie bspw. 
Verwendung der besten verfügbaren Techniken (BVT) (Art.  11 
IE-RL). Unter bestimmten Voraussetzungen hat der oder die Be-
treiber:in zudem einen Bericht über den Zustand des Bodens und 
des Grundwassers auf dem Gelände der Anlage zu erstellen (Aus-
gangszustandsbericht, Art. 22 Abs. 2 IE-RL).

Die IE-RL unterscheidet derzeit nicht zwischen verschiedenen 
Verfahren der Wasserstofferzeugung. Eine solche Differenzie-
rung wäre jedoch auf der Ebene des Genehmigungsrechts gebo-
ten, da die unterschiedlichen Verfahrensarten auch verschiedene 
Emissionspotenziale aufweisen. Die Erzeugung von Wasserstoff 
unter Einsatz von Erdgas muss schrittweise dekarbonisiert 
werden und dementsprechend auch auf der genehmigungs-
rechtlichen Ebene strengeren Anforderungen unterliegen. Her-
stellungsverfahren, die mit einer geringen Emissionsbelastung 
einhergehen und Grünstrom einsetzen, sollten hingegen mit 
Blick auf die Genehmigungsvoraussetzungen und die Pflichten 
der Betreiber:innen privilegiert werden. Hierzu zählt v.  a. die 
Elektrolyse,  die gegenwärtig den strengen Anforderungen der 
IE-RL unterliegt.

Am 5. April 2022 hat die EU-Kommission einen Entwurf für eine Revision der Industrieemissions-Richtlinie (IE-RL) 
veröffentlicht, der Umweltschutzvorschriften für große Industrie- und Landwirtschaftsbetriebe in der EU verschär-
fen soll. Die Vorgaben der IE-RL betreffen auch die Genehmigung von Elektrolyseuren, weshalb die laufende Revi-
sion von großer Bedeutung für die Energiewende ist. Angesichts bestehender regulatorischer Hemmnisse sollte sie 
zum Anlass genommen werden, den Rechtsrahmen für Elektrolyseure grundlegend zu verbessern. Im Folgenden 
machen wir Vorschläge, wie dies geschehen kann.
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Abgestufte Genehmigungspflichten für Elektrolyseure
Durch eine Ausnahme von Elektrolyseuren aus dem Anwen-
dungsbereich der IE-RL würden sich weitere Möglichkeiten für 
eine Anpassung des Rechtsrahmens für Elektrolyseure auf natio-
naler Ebene ergeben.

So könnte seitens des nationalen Verordnungsgebers eine ab-
gestufte immissionsschutzrechtliche Genehmigungspflicht von 
Elektrolyseuren in der 4. BImSchV festgelegt werden, wie sie auch 
der Landesverband Erneuerbare Energien Schleswig-Holstein 
(LEE.SH) vorschlägt.12 Im Rahmen dieser Abstufung würden 
kleinere Elektrolyseure (bspw. Anlagen mit einer Erzeugungs-
leistung unter 1-2  MW) keiner immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungspflicht unterliegen. Für mittlere Elektrolyseure 
(bspw. ab 1-2 MW bis weniger als 10 MW Erzeugungsleistung) 
würde eine Genehmigungspflicht im vereinfachten Verfahren 
bestehen. Nur für größere Elektrolyseure (bspw. ab 10  MW Er-

zeugungsleistung) wäre ein förmliches immissionsschutzrecht-
liches Genehmigungsverfahren durchzuführen. 

Die konkrete Höhe der zu regelnden pauschalen Leistungsgren-
zen der einzelnen Stufen muss sich an dem aktuellen Stand der 
Technik orientieren.

Perspektivisch ist es denkbar, insbesondere aufgrund von einem 
weiter sinkenden Emissionspotenzial und der Weiterentwick-
lung der Anlagentechnik höhere Schwellenwerte – etwa 50 MW 
Erzeugungsleistung – für das förmliche Genehmigungsverfahren 
festzusetzen. 

Hierzu sollte in der 4.  BImSchV, bspw. als neue Nr.  1.16 im An-
hang 1, ein separater Genehmigungstatbestand für Elektrolyseu-
re mit einer entsprechenden Abstufung geschaffen werden. 13

Kritische Erstreckung der IE-RL auf Elektrolyseure
Elektrolyseure werden der Herstellung anorganischer Chemi-
kalien nach Nr. 4.2 lit. a Anhang I IE-RL zugeordnet, sofern ein 
industrieller Umfang gegeben ist, sodass sie der IE-RL unter-
fallen.6 Diese Einordnung wird auch in der nationalen behördli-
chen Praxis grundsätzlich übernommen, wonach Elektrolyseure 
grundsätzlich den chemischen Anlagen nach Nr. 4.1.12 Anhang 1 
4.  BImSchV zugeordnet werden, sofern eine Wasserstoffher-
stellung in industriellem Umfang erfolgt.7 Diese Vorschrift ent-
spricht der Regelung zur Herstellung anorganischer Chemikalien 
in Nr. 4.2 lit. a Anhang I IE-RL. Entsprechend dieser Einstufung 
ist für Elektrolyseure ein förmliches Genehmigungsverfahren mit 
Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen, was regelmäßig zu 
einer erheblich längeren Verfahrensdauer führt. Zudem treffen 
die Betreiber:innen der Anlagen die zuvor genannten zusätzli-
chen Pflichten, wie beispielsweise die Vorlage eines Ausgangszu-
standsberichts gemäß § 10 Abs. 1a BImSchG mit den immissions-
schutzrechtlichen Antragsunterlagen oder die Einhaltung der 
europäischen Vorgaben zum bestmöglichen Stand der Technik 
zur Emissionsminderung.8

Angesichts dieser rechtlichen Anforderungen ist die Einstufung 
von Elektrolyseuren als Industrieemissionsanlagen problema-
tisch. Insbesondere vor dem Hintergrund von Skaleneffekten ist 

es nicht sachgerecht, Elektrolyseure aller Größenordnungen ein-
heitlichen Regeln zu unterwerfen – die Verwirklichung von klei-
neren Projekten, etwa lokalen Erzeugungseinheiten für dezent-
rale Wasserstofftankstellen, wird dadurch gehemmt.9

Aus immissionsschutztechnischer Sicht ist zudem die Gleichstel-
lung der verschiedenen Wasserstofferzeugungsverfahren nicht 
sachgerecht, da die Einordnung der Wasserstofferzeugung in die 
IE-RL v.  a. herkömmlichen industriellen Erzeugungsverfahren, 
wie der Dampfreformierung, entspricht.10 Die Elektrolyse ist im 
Hinblick auf Emissionen und Umweltgefahren nicht mit diesen 
Verfahren vergleichbar, weswegen die Anwendung der IE-RL 
nicht sachgerecht ist.11

Vor diesem Hintergrund sollten Elektrolyseure vom Anwen-
dungsbereich der IE-RL ausgenommen werden. Hierzu sollte in 
Nr. 4.2 lit. a Anhang I IE-RL ausdrücklich geregelt werden, dass 
Anlagen zur Herstellung von Wasserstoff durch Elektrolyse nicht 
erfasst sind. Der Entwurf der EU-Kommission vom 05.  April 
2022 für eine Revision der IE-RL sieht leider keine Änderungen 
hinsichtlich der Einstufung von Elektrolyseuren vor. Das laufen-
de Revisionsverfahren sollte jedoch zum Anlass genommen wer-
den, die Ausnahme von Elektrolyseuren in die IE-RL einzuführen
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Anpassung der Regelungen zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)
In der behördlichen Praxis werden Elektrolyseure bislang der 
Nr. 4.2 Anlage 1 UVPG14 zugeordnet, sodass seine allgemeine Vor-
prüfung durchzuführen ist, um festzustellen, ob eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung erforderlich ist.15 In Anknüpfung an die 
vorgeschlagene abgestufte Regelung der Genehmigungspflicht 
sollten Elektrolyseure auch im UVPG gesondert geregelt wer-

den. Für kleinere Elektrolyseure sollte weder eine unbedingte 
UVP-Pflicht noch eine Vorprüfungspflicht bestehen. Für mittlere 
Elektrolyseure könnte eine Pflicht zur Durchführung einer allge-
meinen Vorprüfung, für größere Elektrolyseure eine unbedingte 
UVP-Pflicht festgelegt werden.16
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